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Bekanntmachung des Landratsamtes Kelheim 
vom 27.10.2023
Az.: 43-170.18.66
Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); 
Antrag auf wesentliche Änderung der Erdölraffinerie der Firma Bayernoil Raffineriegesellschaft mbH durch Errichtung und Betrieb einer Elektrolyse-Anlage zur Erzeugung von max. 26.000 Nm³/h grünem Wasserstoffgas inkl. Kühlung und Kompressoren im Betriebsteil Neustadt
Vorprüfung einer UVP-Pflicht im Einzelfall

hier: Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Die Firma Bayernoil Raffineriegesellschaft mbH hat einen Antrag auf wesentliche Änderung der Erdölraffinerie (Betriebsteil Neustadt) nach § 16 BImSchG durch Errichtung und Betrieb einer Elektrolyse-Anlage zur Erzeugung von max. 26.000 Nm³/h grünem Wasserstoffgas inkl. Kühlung und Kompressoren gestellt.

Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UVPG i.V. m. § 9 Abs. 4 UVPG und § 7 Abs. 1 UVPG sowie Ziffer 4.3 der Anlage 1 zum UVPG ist im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles aufgrund einer überschlägigen Prüfung und unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien festzustellen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann und deshalb die Verpflichtung zur Durchführung einer förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls hat unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien ergeben, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen hervorrufen kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 
Folgende wesentlichen Gründe sind für das Nichtbestehen der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, mit Hinweis auf die dafür einschlägigen Kriterien der Anlage 3 des UVPG, zu nennen (§ 5 Abs. 2 Satz 1 bis 3 UVPG): 
1. Merkmale des Vorhabens

Konflikte mit der Erholungsfunktion, Erschütterungen, elektromagnetische Felder, Lichteinwirkung und Gerüche sind vorhabensbedingt auszuschließen. Durch das Verfahren der Wasserstoff-Elektrolyse entsteht lediglich Sauerstoff als Nebenprodukt, der über Auslasskamine in die Atmosphäre emittiert wird. Eine nennenswerte Zusatzbelastung durch Lärmemissionen der durchgeführten Maßnahmen zum bisherigen Zustand kann ausgeschlossen werden, wenn der Schallleistungspegel von LWA = 104 dB(A) im Rahmen des Projektes nicht überschritten wird. Diese Vorgaben werden bei der Umsetzung des Vorhabens der Firma Bayernoil Raffineriegesellschaft mbH berücksichtigt. Für die maßgeblichen Schallimmissionsorte sind somit keine erheblichen Auswirkungen zu befürchten.
2. Standort des Vorhabens
Die neue Anlage wird auf einer bisher als Lagerfläche genutzten Freifläche im Süden des Werkgeländes errichtet. Die Anlage wird in fünf hierfür neu errichteten Gebäuden aufgestellt. Das Vorhaben ist räumlich getrennt von den angrenzenden Schutzgebieten der Natura 2000-, Naturschutz-, Landschaftsschutz-, Wasserschutz- sowie Heilquellenschutzgebiete und Biotope. Alle Anlagenänderungen werden in bereits bestehenden Prozessfeldern durchgeführt, die außerhalb von Überschwemmungsgebieten liegen. Da ausreichende Sicherheitsabstände zwischen der Elektrolyse-Anlage und der nächsten Wohnbebauung gegeben sind, können auch diesbezüglich Nutzungskonflikte für die benachbarten Wohngebiete ausgeschlossen werden. 
3. Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen

Eine relevante Zusatzbelastung für die menschliche Gesundheit oder für die Vegetation/Ökosysteme durch Luftemissionen durch das Vorhaben kann ausgeschlossen werden. Auf die Abwasserzusammensetzung und -menge der Raffinerie hat das Vorhaben keinen Einfluss.

Es findet keine Bearbeitung des Bodens und keine zusätzliche Grundwasserförderung statt. Es besteht für das Vorhaben kein zusätzlicher Wasserbedarf. Es sind keine erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Menschen (insbesondere die menschliche Gesundheit), Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Fläche und Boden, Wasser, Luft und Klima sowie Landschaft zu befürchten. Ebenso werden Belange des Denkmalschutzes durch das beantragte Vorhaben nicht berührt. 

Durch entsprechende Anforderungen in der Genehmigung kann sichergestellt werden, dass erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen durch das Vorhaben ausgeschlossen werden.
Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass eine förmliche Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da das Änderungsvorhaben keine zusätzlichen erheblichen nachteiligen oder andere erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen hervorrufen kann (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 2 UVPG).
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG bekannt gemacht.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG).

Kelheim, den 27.10.2023
LANDRATSAMT Kelheim

gez. Ferch
Abteilungsleiter

